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Bericht 

Präsident Egeler eröffnet die 57. Tagung des Statistischen Beirats und heißt die Teilnehmenden 

herzlich willkommen. Auf Anregungen aus dem Teilnehmerkreis wird folgende Änderung der Ta-

gesordnung beschlossen: Nach dem Eingangsstatement des Präsidenten wird der TOP 11 „Reor-

ganisation des Statistischen Bundesamtes“ (siehe Seite 19) und als zweites der TOP 7 „Zensus 

2011“ (siehe Seite 15) behandelt.  

Vor Eintritt in die Tagesordnung informiert der Vorsitzende über die personellen Veränderungen 

im Statistischen Beirat seit der letzten Tagung: 

Ordentliche Mitglieder: 
 

• Herr Wolf-Eckhard W o r m s e r , Technische Universität Dresden, anstelle von Herrn Götz 

S c h o l z . 

•  Frau Ministerialdirektorin Beate L o h m a n n  (Leiterin der Abteilung O), Bundesministe-

rium des Innern, als Nachfolgerin von Herrn Dr. Markus K e r b e r . Sie wird in dieser Ta-

gung vertreten durch Herrn Ministerialrat Hans-Josef S t e i n .  

•  Herr Ministerialrat Peter M ä n z - W e l t e n , Bundesrechnungshof, anstelle von Herrn Mi-

nisterialrat Herbert H e r r i t s c h .   

• Herr Bundesbankdirektor Gerhard Z i e b a r t h , Deutsche Bundesbank (Leiter des Zent-

ralbereichs „Statistik“), als Nachfolger von Herrn Bundesbankdirektor Dr. Hans-Peter 

G l a a b . 

• Herr Jürgen W a y a n d , stellvertretender Amtsleiter des Statistischen Landesamtes Bre-

men, anstelle von Herrn Jürgen D i n s e , der in den Ruhestand versetzt wurde.  

• Vorstand Dr. Hans-Peter K i r s c h n e r, Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-

Holstein, ist in den Ruhestand versetzt worden. Vorstand Dr. Wolfgang B i c k , vertritt 

derzeit alleine das Statistische Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein. 

•  Amtsleiterin Doris P e t e r s e n - G o e s , Statistisches Amt Mecklenburg-Vorpommern, als 

Nachfolgerin von Amtsleiter Klaus H ü t t e b r ä u k e r .  
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Ständige Gastmitglieder: 

• Verband Deutscher Verkehrsunternehmen hat Diplombibliothekarin Ursula D z i a m b o r  

anstelle von Herrn Dr. Manfred K n i e p s  als ständiges Gastmitglied benannt. 

• Herrn Dr. Kai v a n  d e  L o o , vertritt als Nachfolger von Dr. Reinhard R o h d e , die Statis-

tik der Kohlenwirtschaft e.V. als ständiges Gastmitglied. 

• Bundesministerium der Justiz hat Regierungsdirektorin Alexandra A l b r e c h t  anstelle 

von Ministerialrat Thomas B e l l  benannt. 
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Einführung 

In einem kurzen Statement informiert Präsident Egeler den Statistischen Beirat über die Situation 

der amtlichen Statistik in Deutschland. Dabei geht er insbesondere auf den Stand der Vorberei-

tung des Zensus 2011 ein und wirbt um Unterstützung für dieses europäische TOP-Projekt. Wei-

terhin informiert er über aktuelle europäische Entwicklungen, insbesondere das sogenannte „Vi-

sionspapier“ Eurostats. Die grundlegende Idee dabei ist, die Geschäftsarchitektur des Europäi-

schen Statistischen Systems neu zu gestalten, um in Zukunft neue statistische Anforderungen 

besser bewältigen zu können. Es ist geplant, ein integriertes Modell für die statistischen Produk-

tionsprozesse zu schaffen. Durch Wiederverwendung von Verwaltungsdaten und optimale Nut-

zung von IKT-Instrumenten sollen künftig Kostenersparnisse erzielt und die Flexibilität erhöht 

werden. Neue Formen des Qualitätsmanagements sollen eingeführt werden, die der neu zu ges-

taltenden Statistikproduktion Rechnung tragen. 

 

A. Punkte zur Diskussion  

1  Weiterentwicklung des Statistischen Programms 

Nach der 56. Tagung des Statistischen Beirats hat eine Arbeitsgruppe aus Beiratsmitgliedern ein 

Eckpunktepapier mit Empfehlungen für die 17. Legislaturperiode ausgearbeitet und mit dem Bei-

rat abgestimmt. Hierbei wurden auch die Empfehlungen aus der 16. Legislaturperiode übernom-

men, die bisher nicht umgesetzt werden konnten, aber weiterverfolgt werden sollen. Aus Grün-

den einer stärkeren Fokussierung sind die Empfehlungen in dem neuen Papier vier Handlungs-

feldern zugeordnet: (1) Rechtlicher Rahmen, (2) Entlastung durch effiziente Prozesse, (3) Qualität 

und Methodik sowie (4) neue Informationsfelder/Erweiterung bestehender.  

Das Eckpunktepapier wurde am 20. April 2010 an die für Statistik zuständige Staatssekretärin im 

BMI, Frau Rogall-Grothe, von Herrn Präsident Egeler, Dr. Haß (BDI), Prof. Dr. Wagner (DIW), Dr. 

Reeh und Herrn Stuber (DGB – in Vertretung für Frau Dr. Degen) übergeben. Frau Rogall-Grothe 

zeigte sehr großes Interesse, insbesondere an den Themen Georeferenzierung, Verpflichtung zur 

Online-Meldung, Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und Europäisches Statistisches System 

(ESS). Das Eckpunktepapier wurde nach der Übergabe an die Staatssekretärin per Pressemittei-

lung und im Internet auf der Webseite des Statistischen Beirats veröffentlicht sowie an die beam-

teten Staatssekretäre aller Bundesressorts versandt.  

Präsident Egeler dankt allen Beteiligten für die Mitarbeit am Papier.  

Herr Stein (BMI) berichtet, dass die Novellierung des BStatG auf der Agenda des BMI steht.  

Herr Dr. Bruch (BMWi) erläutert, dass bei der Novellierung des Verwaltungsdatenverwendungsge-

setzes wichtige Fragen aufgrund des Zeitdrucks nicht geklärt werden konnten. So ist ein Mitspra-
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cherecht der statistischen Ämter bei der Ausgestaltung von Verwaltungsregistern beispielsweise 

nicht weiterverfolgt worden.  

Herr Hohmann (Hessisches Statistisches Landesamt) betont, dass Hessen die öffentliche Verwal-

tung mit seinem Landesstatistikgesetz1 bereits zur Online-Meldung verpflichtet habe.  

Auf die Frage von Prof. Dr. Seifert, wie zukünftig der Vorsitz des Statistischen Beirats vergeben 

werden könne, wird auf die europäische Gremienstruktur verwiesen, die beim Tagesordnungs-

punkt 5 „Europäische, internationale Statistik“ erläutert wird.  

Das Statistische Bundesamt wird die Umsetzung der Empfehlungen des Eckpunktepapiers zur 

Weiterentwicklung des statistischen Programms verfolgen und regelmäßig im Statistischen Beirat 

über die Sachstände informieren.  

 

2  Empfehlungen der Stiglitz-Kommission  

Herr Spörel (Referatsleiter in der Gruppe IIIB „Nationaleinkommen, Staatssektor, Außenwirt-

schaft“) und Herr Mayer (Referatsleiter in der Gruppe IIIE „Umweltökonomische Gesamtrechnun-

gen“) präsentieren die Empfehlungen der Stiglitz-Kommission und gehen dabei auch auf die poli-

tischen Rahmenbedingungen ein. Selten haben statistische Themen eine derartige Aufmerksam-

keit genossen, dass sich sogar die Bundeskanzlerin und der französische Staatspräsident mit 

statistischen Messkonzepten befassen. Auf europäischer Ebene wurde inzwischen die Spon-

sorship-Group „Messung von Fortschritt, Wohlbefinden und nachhaltiger Entwicklung“ einge-

setzt, die im Mai dieses Jahres zum ersten Mal getagt hat und bis Mitte 2011 einen Abschlussbe-

richt vorlegen wird. Das Statistische Bundesamt arbeitet in dieser Sponsorship-Group und den 

drei von ihr eingesetzten Task Forces aktiv mit. Der Statistische Beirat begrüßt dieses Engage-

ment, stellt aber einige kritische Fragen.  

Prof. Dr. Wilde regt an, die innerhalb der VGR bereits vorhandenen Möglichkeiten zur besseren 

Wohlfahrtsmessung verstärkt zu nutzen. 

Prof. Dr. Seifert verweist auf die vierte und abschließende Stellungnahme des Beirats „Umwelt-

ökonomische Gesamtrechnungen“ zu den Umsetzungskonzepten des Statistischen Bundesam-

tes aus dem Jahr 2002. Diese fasse die deutschen Vorarbeiten auf dem Gebiet der UGR zusam-

men.  

Prof. Dr. Bauer (RWI Essen) merkt an, dass einige der von der Stiglitz-Kommission empfohlenen 

Indikatoren sich überlappen könnten. Es sei deshalb vor dem Hintergrund der gegebenen Res-

sourcenknappheit evtl. verzichtbar, jeden einzelnen Indikator zu berechnen. Prof. Dr. Bauer emp-

fiehlt daher, jedes Indikatorenset auf seine Zusatzerkenntnis zu überprüfen.  

                                                 
1  Vgl. Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzes zur Änderung statistischer Vorschriften vom 11. Dezember 2007 

(GVBl. I, S. 921), mit dem § 4 („Mitwirkung öffentlicher Stellen“) des Hessischen Landesstatistikgesetzes 
geändert wurde.  
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Herr Ziebarth (Bundesbank) sieht vor dem Hintergrund der bereits verfügbaren Statistiken in 

Deutschland und angesichts der Komplexität bzw. Reichweite der Empfehlungen keinen akuten 

Handlungsbedarf und warnt deshalb vor kurzfristigem statistischen Aktionismus. Die Ergebnisse 

der Stiglitz-Kommission und von Beyond-GDP stellten aber die wichtige Frage, wo die Zukunft der 

VGR liege. In einem ersten Schritt sollten jetzt die Empfehlungen weiter konkretisiert werden. 

Hierbei sei es wichtig, zu verhindern, dass der Modellcharakter der VGR noch weiter erhöht und 

ein normativer Unterbau hinzugefügt werde. Insbesondere beim Thema Einkommensverteilung 

könne Deutschland aufgrund der guten Vorarbeiten die Meinungsführerschaft übernehmen. Dort, 

wo Satellitensysteme der VGR nebeneinander stehen, sei es wichtig, die inhaltlichen Beziehun-

gen stärker aufzuzeigen.  

Herr Klinkhammer (BMG) äußert Zweifel am Erkenntniszugewinn durch die Erfragung subjektiver 

Merkmale im Bereich Lebensqualität, insbesondere bezüglich der Gesundheit: Ein Vergleich der 

Daten über Emotionen sei höchst zweifelhaft, vor allem im internationalen Maßstab. Die bisheri-

gen Vorgaben von Bundesrat, Bundestag und Bundesregierung gingen stets in die Richtung, die 

Erhebung von Daten, deren Vergleich im internationalen Rahmen zweifelhaft ist, zu vermeiden.  

Frau Schöllgen (BMFSFJ) verweist auf Studien, wie die Jugendberichterstattung oder AID:A (Auf-

wachsen in Deutschland: Alltagswelten), und betont, dass auf diesem Feld in Deutschland be-

reits vielfältige Erfahrungen vorliegen.  

Herr Hohmann (Hessen) regt an, für subjektive Merkmale externe Quellen zu nutzen.  

Dr. Reeh (Eurostat) betont, dass die Selbstbeschränkung der deutschen amtlichen Statistik, sub-

jektive Merkmale zu erheben, in Europa eine Ausnahme darstelle.  

 

 

Es wird folgender Beschluss gefasst: 

Der Statistische Beirat begrüßt die Diskussion über die Weiterentwicklung des statistischen Be-

richtssystems und empfiehlt dem Statistischen Bundesamt:  

-  die Möglichkeiten und Grenzen von Berechnungen zur persönlichen Einkommensverteilung zu 

analysieren,  

-  den Anstoß zur Entwicklung von aussagefähigen Indikatoren für die Erfassung der Lebensqua-

lität aufzugreifen sowie  

-  das Weiterentwicklungspotenzial der UGR zu nutzen und Vorschläge zur Umsetzung der Emp-

fehlungen im Bereich Umwelt und Nachhaltigkeit auszuloten.  

Der Statistische Beirat bittet die Bundesregierung, diese außerordentlich wichtigen Arbeiten im 

erforderlichen Umfang einschließlich der notwendigen Ressourcen sicherzustellen. 
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3  Zeitbudgeterhebung  

Frau Dr. Kahle (Referatsleiterin im Institut für Forschung und Entwicklung in der Bundesstatistik) 

präsentiert auf der Basis der Sitzungsunterlage den Bedarf nach aktuellen Ergebnissen einer 

deutschen Zeitbudgeterhebung in Zusammenhang mit den Empfehlungen der Stiglitz-

Kommission und skizziert das mögliche weitere Vorgehen inklusive Zeitplan. Zu dem Thema liegt 

außerdem ein Schreiben von Prof. Dr. Merz (Leuphana Universität Lüneburg) an den Rat für Sozi-

al- und Wirtschaftsdaten als Tischvorlage aus (siehe Anlage 1), in dem er um Unterstützung für 

die Vorbereitung und Durchführung der nächsten deutschen Zeitbudgeterhebung 2011/12 bittet. 

Dem Schreiben von Prof. Dr. Merz ist ein Memorandum von der 31. IATUR-Konferenz (Internatio-

nal Association for Time Use Research) im September 2009 beigefügt, das den Bedarf nach aktu-

ellen Daten zur Zeitverwendung der Bevölkerung auch von wissenschaftlicher Seite zusätzlich 

unterstreicht.  

Anschließend wird die Einrichtung einer Arbeitsgruppe aus Beiratsmitgliedern und im Thema 

Zeitbudgetforschung etablierten Wissenschaftlern diskutiert. Mit Blick auf die Zusammensetzung 

dieser Arbeitsgruppe wird das Statistische Bundesamt eine schriftliche Abfrage bei den Beirats-

mitgliedern durchführen. BMFSFJ und BMBF unterstützen die Initiative zur Vorbereitung einer 

neuen Zeitbudgeterhebung und melden Interesse an einer Mitarbeit in dieser Arbeitsgruppe an. 

Das BMFSFJ kündigt an, sich an der Zeitbudgeterhebung finanziell zu beteiligen, das BMBF wird 

eine finanzielle Beteiligung prüfen.  

 

Es wird folgender Beschluss gefasst: 

Zur Erstellung eines Angebots soll unter Federführung des Statistischen Bundesamtes (Abtei-

lung I) eine Arbeitsgruppe des Statistischen Beirats eingerichtet werden. Ziel ist die Untersu-

chung des Nutzerbedarfs und der Machbarkeit einer neuen Zeitbudgeterhebung in Deutschland 

sowie die Vorklärung von Erhebungszielen und Finanzierungsmöglichkeiten einer Zeitbudgeter-

hebung. 

Im Einzelnen soll die Arbeitsgruppe bis Ende 2010 

−  wichtige Erhebungsschwerpunkte identifizieren, 

−  ein mögliches Grobkonzept der Erhebungsmethodik skizzieren und rechtliche, fachliche und 

finanzielle Konsequenzen daraus aufzeigen, 

−  den Kostenrahmen für die Realisierung feststellen und 

−  die Finanzierungsmöglichkeiten vorklären. 
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4  Bericht über die Umsetzung der Ergebnisse der 2. Umfrage zur Messung der Partnerzu-

friedenheit des Statistischen Beirats  

In der zweiten Umfrage zur Messung der Partnerzufriedenheit des Statistischen Beirats wurde 

vorgeschlagen, den Beirat schneller über aktuelle Entwicklungen zu informieren. Frau Schaff, 

Leiterin der Gruppe „Grundsatzfragen, Nationale und internationale Koordinierung“, stellt die 

Möglichkeiten eines speziellen Internetportals für den Statistischen Beirat vor, das eine aktuelle 

Bereitstellung aller beiratsrelevanten Informationen ermöglicht. Im Zusammenhang mit der ge-

planten Migration des Internetangebotes von Destatis könnte ein derartiges Portal bis 2012 rea-

lisiert werden.  

 

Es wird folgender Beschluss gefasst: 

Der Statistische Beirat nimmt den Sachstand der Umsetzung der Empfehlungen aus der Partner-

befragung 2009 zustimmend zur Kenntnis. Die Umsetzung der Fachthemen soll in den jeweiligen 

Fachausschüssen weiterverfolgt werden. 

Um die Kommunikation zwischen dem Statistischen Bundesamt und dem Statistischen Beirat auf 

eine zeitgemäße Basis zu stellen, wird das Statistische Bundesamt gebeten, im Zusammenhang 

mit der vom Statistischen Bundesamt geplanten Migration des Internetangebotes ein Internet-

portal für den Statistischen Beirat zu entwickeln. In diesem Zusammenhang sollen auch die bis-

herigen „Informationen aus der amtlichen Statistik“ integriert werden. 

 

 

5  Europäische, internationale Statistik  

Zu Beginn dieses Tagesordnungspunktes erläutert Dr. Haß (BDI) seine Tätigkeit als Vertreter von 

BUSINESSEUROPE im Europäischen Statistischen Beratergremium (ESAC – European Statistical 

Advisory Committee), das den CEIES (Comité consultatif Européen de l'Information statistique 

dans les domaines Economique et Social – Der Europäische Beratende Ausschuss für statisti-

sche Informationen im Wirtschafts- und Sozialbereich) in seiner Funktion abgelöst hat. Dieser 

war u. a. durch die EU-Erweiterung für eine effiziente Arbeit zu groß geworden und war eher aka-

demisch ausgerichtet. Im ESAC soll dagegen die Nutzerperspektive stärker berücksichtigt wer-

den. Der Vorsitzende des ESAC wird aus der Mitte des Gremiums gewählt. Herr Radermacher, 

Generaldirektor Eurostats, nimmt ohne Stimmrecht an den Sitzungen teil. Des Weiteren werden 

elf persönlich ernannte Nutzervertreter von benennungsberechtigten europäischen Organisatio-

nen ausgesucht und zwölf Mitglieder nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes von der Kommission ernannt. Hierbei sollen Nutzer, Auskunftgebende und andere Akteure im 

Bereich der Gemeinschaftsstatistiken (einschließlich der Wissenschaft, der Sozialpartner und der 

Bericht über die 57. Tagung des Statistischen Beirats 2010 12/20 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/esac/introduction


Zivilgesellschaft) vertreten sein. Die Dauer der Amtszeit beträgt fünf Jahre, ein einmaliges Wie-

derernennen ist möglich.  

Bisher nimmt der ESAC beispielsweise zur SBS-Reform (Structural Business Statistics) und der 

Programmplanung (Jahresprogramme bzw. Mehrjahresprogramme) Stellung. Es wurden bereits 

drei Arbeitsgruppen gegründet, die sich mit den Themen „GDP and beyond“, „Qualität von Daten 

und Prozessen“ und dem „Zugang der Wissenschaft zu vertraulichen Daten“ befassen.  

Herr Dr. Haß bietet an, an die Tradition von Graf Pückler (ehem. Mitglied des CEIES) anzuknüpfen 

und regelmäßig im Statistischen Beirat über die Entwicklungen im ESAC zu berichten.  

Der von der Bundesregierung vorgeschlagene deutsche Vertreter, Dr. Tofaute, ist zwischenzeitlich 

ausgeschieden. Die Möglichkeit einer Nachbenennung besteht nicht mehr. Dr. Haß bietet dem 

Statistischen Beirat an, auch Anliegen aus dem Statistischen Beirat in das Gremium zu tragen.  

 

Anschließend berichtet Herr Hahlen, Staatssekretär a. D. und ehemaliger Präsident des Statisti-

schen Bundesamtes, über die Arbeiten des ESGAB (European Statistical Governance Advisory 

Board). Dieses siebenköpfige hochrangige Gremium wurde 2008 gegründet, um die Umsetzung 

des Code of Practice bei Eurostat und im Europäischen Statistischen System (ESS) zu überwa-

chen. Im ESGAB wird derzeit diskutiert, ob das Gremium entsprechend seinem gesetzlichen Auf-

trag die Umsetzung des Code bei Eurostat und dem ESS als Ganzem überwachen soll, oder sich 

die Governance zukünftig auch auf die nationalen Statistikämter erstrecken sollte. Für den 

ESGAB ist es von entscheidender Bedeutung auch den Blick nach außen zu richten, d. h., wie 

werden die Arbeiten des ESS von Nutzern und Interessenten/Partnern wahrgenommen.  

 

Der ESGAB hat die Aufgabe, jährlich einen Bericht an das Parlament und den Rat über die Einhal-

tung des Verhaltenskodex zu schreiben. In dem ersten Bericht, der 2009 veröffentlicht wurde, hat 

das Gremium zehn Empfehlungen formuliert und sich dabei auf drei Prinzipien des Code of Prac-

tice konzentriert, die es als besonders wichtig einstuft. Diese sind die „fachliche Unabhängig-

keit“, „angemessene Ressourcen“ und die „Verpflichtung zur Qualität“. Der ECOFIN hat den Be-

richt 2009 zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Der kommende Jahresbericht 2010 wird sich wieder auf die drei Prinzipien des Vorjahres kon-

zentrieren. Für den Bericht 2010 wurden zwei Umfragen durchgeführt. Hierbei sind die nationalen 

Statistikämter in einer Compliance-Umfrage und wichtige Stakeholder in einem Peer Review be-

fragt worden. Für den Peer Review wurden insgesamt 174 Institutionen (Banken, Wissenschaft, 

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, Presse) in 24 Mitgliedstaaten angeschrieben. Die Rück-

laufquote betrage allerdings erst ca. ein Drittel. Auch von den fünf angeschriebenen Institutionen 

in Deutschland hat bisher nur eine den Fragebogen ausgefüllt zurückgeschickt.  
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Zukünftig solle die Zusammenarbeit zwischen Eurostat und der EZB sowie die Koordinierungsrol-

le der nationalen Statistikämter verstärkt in den Fokus rücken.  

 

Zum Abschluss des Tagesordnungspunktes stellt Frau Schaff aktuelle Entwicklungen im Europäi-

schen Statistischen System (ESS) vor. Hierbei geht sie vor allem auf die Vision Eurostats, die 

Strategie zur Implementierung dieser Vision, EUROPA 2020 und das Jahresprogramm 2011 ein.  

Das Statistische Bundesamt wird vom Statistischen Beirat gebeten, sich in der Arbeitsgruppen-

sitzung zum Jahresprogramm 2011 im Juni bei Eurostat kritisch gegenüber dem BIP-Flash nach 

t+30 Tagen einzusetzen.  

Für die Abstimmung zukünftiger Jahresprogramme wird eine Abfrage bei allen Beiratsmitgliedern 

durchgeführt.2  

Herr Hohmann merkt an, dass in Deutschland kaum noch Gestaltungsmöglichkeiten vorhanden 

seien. Die Diskussionen auf nationaler Ebene befassten sich nur noch mit der Umsetzung pro-

grammatischer Vorgaben aus Europa.  

 

 

6  Arbeiten der Fachausschüsse und Nutzerworkshops – Rückblick und Vorschau  

Präsident Egeler erläutert kurz Struktur und Inhalt der vorgelegten Unterlage.  

Prof. Dr. Seifert greift die Diskussion der letzten Tagung zu diesem TOP auf und bittet darum, den 

Fachausschuss Umweltstatistiken/Umweltökonomische Gesamtrechnungen unter Einbeziehung 

der Energiestatistiken bald tagen zu lassen. Dabei soll der Fokus verstärkt auf der Umweltöko-

nomischen Gesamtrechnung liegen.  

Energiestatistiken sind Bestandteil des Fachausschusses Produzierendes Gewerbe. Das Statisti-

sche Bundesamt sagt zu, umweltrelevante Aspekte der Energiestatistiken in dem Fachausschuss 

Umweltstatistiken/Umweltökonomische Gesamtrechnungen zu behandeln.  

Frau Pöschl, Leiterin der Abteilung VII „Dienstleistungen, Landwirtschaft, Umwelt“, wird nach der 

Reorganisation des Statistischen Bundesamtes im Juli für diesen Fachausschuss zuständig sein. 

Ein Termin im laufenden Jahr ist aufgrund der notwendigen Konsolidierung in der neu zusam-

mengesetzten Gruppe unwahrscheinlich.  

 
Es wird folgender Beschluss gefasst: 

Der Statistische Beirat nimmt den vom Statistischen Bundesamt vorgeschlagenen Veranstal-

tungskalender 2010/2011 zustimmend zur Kenntnis. 

                                                 2 Zur Abstimmung des Mehrjahresprogrammes 2013-2017 wird voraussichtlich Ende April/Anfang Mai 
2011 ein Workshop in Wiesbaden stattfinden. 
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B. Punkte zur Information 

7   Vorbereitung des registergestützten Zensus 2011 

Frau Dr. Bechtold, Leiterin der Abteilung VI „Bevölkerung, Bildung, Staat“, führt in die Thematik 

ein. Sie erläutert den Sachstand der Landesgesetzgebungsverfahren anhand einer Tischvorlage 

(Anlage 2). Diese Landesgesetze haben die Aufgabenteilung zwischen Land und Kommunen zum 

Inhalt und werden voraussichtlich entweder noch vor oder kurz nach der Sommerpause verab-

schiedet. In Hessen gab es hierzu eine öffentliche Anhörung. Auf Bundesebene wurde im Bun-

desrat über eine Rechtsverordnung beraten, die bereits im Zensusgesetz vom Sommer 2009 an-

gelegt war und das Stichprobenverfahren regelt. Diese Rechtsverordnung wird voraussichtlich 

Ende Juni/Anfang Juli veröffentlicht und damit in Kraft treten. Auf europäischer Ebene sind zwei 

von drei Durchführungsverordnungen verabschiedet, derzeit fehlt nur die Durchführungsverord-

nung über Qualitätsberichte.  

Anschließend erläutert Frau Dr. Bechtold den Sachstand beim Anschriften- und Gebäuderegister 

(AGR), das derzeit auf den Stand 1. April 2010 aktualisiert wird. Für das AGR werden in den Lan-

desämtern Qualitätsprüfungen durchgeführt, wenn sich gelieferte Daten nur in einem der drei 

(Verwaltungs-)Register finden lassen, aus denen das AGR aufgebaut wird (Register der Vermes-

sungsverwaltung, Melderegister, Register der Bundesagentur für Arbeit). Hierbei sind Verzöge-

rungen insbesondere aufgrund der uneinheitlichen Datenstrukturen der Register aufgetreten. 

Auch die Suche nach Auskunftspflichtigen für die Gebäude und Wohnungen gestaltet sich sehr 

viel schwieriger und zeitaufwändiger als ursprünglich geplant. Am 1. September wird die Stich-

probe für die Haushaltebefragung aus dem Anschriften- und Gebäuderegister (AGR) gezogen. 

Sämtliche Fragebogen für den Zensus sind in einem Pretest qualitativ und die Fragebogen für die 

Haushaltebefragung auch quantitativ getestet. Um die Bevölkerung auf den Zensus 2011 vorzu-

bereiten, soll die Öffentlichkeitsarbeit intensiviert werden. Hiezu wird ab 1. August die neu ges-

taltete Internetseite www.zensus2011.de frei geschaltet und eine größere Informationskampag-

ne gestartet. Auch soll kritischen Stimmen weiterhin offensiv begegnet werden. In der Pressemit-

teilung des Arbeitskreises „Vorratsdatenspeicherung“ werden drei Hauptkritikpunkte geäußert:  

• die Sammlung sensibler Daten. Der Umgang mit sensiblen Daten ist für die amtliche Sta-

tistik tägliches Geschäft, die Mechanismen zur Sicherung dieser Daten vor unberechtig-

tem Zugriff sind installiert und funktionieren.  

• die Vergabe einer eindeutigen Identifikationsnummer. Für die Zusammenführung unter-

schiedlicher Quellen ist die eindeutige Benennung der Datensätze unerlässlich. Es han-

delt sich aber nicht um eine bereichsübergreifende allgemeine Personenidentifikations-

nummer, sondern um eine Ordnungsnummer, die lediglich der informationstechnischen 

Verarbeitbarkeit der Datensätze dient.   
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• der Zensus werde „unter dem Radar“ durchgeführt. Die belastungsarme Durchführung 

dieser Vollerhebung ist gerade ein wesentlicher Vorteil des registergestützten Zensus. 

Die amtliche Statistik wird sich mit derartigen Kritikpunkten sachlich auseinandersetzen.  

Prof. Dr. Wagner, Vorsitzender der Zensuskommission, referiert anschließend über die bisherigen 

Arbeiten dieses interdisziplinär besetzten Gremiums. Er stellt noch einmal in aller Deutlichkeit 

fest, dass die Daten der Verwaltungsregister nur in Kopie im statistischen System vorliegen und 

mit der Übermittlung der Daten unverzüglich der statistischen Geheimhaltung unterliegen. Da 

diese in der Vergangenheit höchstrichterlich bestätigt und gegen den Zugriff von Sicherheitsbe-

hörden, Finanzverwaltungen und Ministerien verteidigt wurde, gilt die Sicherheit der genutzten 

Daten als uneingeschränkt und zweifelsfrei. Schwierigkeiten für die öffentliche Kommunikation 

könnten allerdings durch die Doppelfunktion der für den Zensus eingesetzten Verwaltungsbeam-

ten entstehen. Dies sei aber durch spezielle Verschwiegenheitserklärungen gewährleistet, die 

einen Interessenkonflikt vermeiden.  

Bei der Außendarstellung solle verstärkt auf die politische Dimension der Ergebnisse und weni-

ger auf die Kosten der Durchführung gesetzt werden. Er sehe die Schwierigkeiten in der Begrün-

dung dieses Großprojektes gegenüber der Öffentlichkeit, da der eigentliche Wert dieses Zensus 

in einem für die einzelnen Menschen eher abstrakten Nutzen liege. Die Ermittlung eines gerichts-

festen Bevölkerungsstandes betreffe aber alle Einwohner signifikant und müsse nachvollziehbar 

sein.  

In seinem Vortrag macht Prof. Dr. Wagner darüber hinaus deutlich, dass die mittlerweile äußerst 

knappen Fristen für die einzelnen Verfahrensschritte und die nicht mehr vorhandenen Zeitpolster 

angesichts der Komplexität des Projektes und angesichts der Tatsache, dass der Zensus das ers-

te Mal in dieser Form durchgeführt werde, erwartbar gewesen seien und nicht als Beleg für eine 

schlechte Projektdurchführung verwendet werden könnten. 

Nicht verständlich sei allerdings der Vorwurf mancher Kritiker, der Zensus werde „unter dem Ra-

dar“ durchgeführt. Aufgrund der Gebäude- und Wohnungszählung und der Haushaltebefragung 

auf Stichprobenbasis werden nicht mehr als 30 % der Bevölkerung mit dem Zensus in Kontakt 

kommen.  

Die anschließende Diskussion konzentriert sich auf die regionale Gliederungstiefe der Ergebnis-

se. Hierbei drückt insbesondere Herr Schulmeyer, Vorsitzender des Verbandes Deutscher Städte-

statistiker, sein Bedauern darüber aus, dass Bildungsdaten nicht kleinräumig vorliegen, Miet-

preise und der Energiestatus nicht im Merkmalskatalog sind, keine Arbeitsstättenzählung durch-

geführt wird und die Adressen der Gebäude nicht dauerhaft gespeichert werden. Er bittet deshalb 

darum, bei zukünftigen Weiterentwicklungen die Erfordernisse der Städtestatistik zu berücksich-
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tigen. Prof. Dr. Wagner merkt an, dass Zensusergebnisse für kommunale Planung zu spät vorlie-

gen und keine kleinräumigen Prognosen erlauben. Ihm sei aktuell lediglich ein einziges Beispiel 

für erfolgreiche Regionalplanung auf Basis von Zensusergebnissen bekannt. Frau Dr. Brenner, 

Präsidentin des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg, betont jedoch, dass ein präziser 

kleinräumiger Bevölkerungsstand nicht nur für die Ausweisung von Neubaugebieten und Progno-

sen von Schülerzahlen wichtig sei, sondern vielmehr für die Abgrenzung der Wahlkreise und den 

Länderfinanzausgleich eine sehr hohe Bedeutung habe. Herr Hohmann, Präsident des Hessi-

schen Statistischen Landesamtes, stellt fest, dass die Kommunen während der Gesetzgebungs-

verfahren keine Einwände geäußert haben. Damals sei über Vor- und Nachteile einer Stichprobe 

gegenüber der Vollerhebung diskutiert worden und die Entscheidung zugunsten der Stichprobe 

gefallen, die keine regional tief gegliederten Ergebnisse erlaube.  

Aufgrund der hohen Bedeutung des Projekts beschließt der Statistische Beirat, den Zensus 2011 

zum Thema der diesjährigen Pressemitteilung zu machen (Anlage 3).  

 

 

8  Bund-Länder-Projekt „Reform der Unternehmensstatistik“  

Frau Frank-Bosch, Leiterin der Gruppe IVC „Struktur der Industrie, Handwerk, Energie, Gewerbe-

anzeigen“, stellt den Inhalt der vorgelegten Unterlage vor. Die Arbeitsgruppe hat das Arbeitspa-

ket Datengewinnungskonzept abgeschlossen, welches sich mit der Auswahl der Datengewin-

nungsmethode und der Arbeitsteilung zwischen den beteiligten Instanzen auseinandersetzt. 

Außerdem hat die Unterarbeitsgruppe „Stichproben versus Abschneideverfahren“ Ergebnisse 

vorgelegt, die das bestehende Datengewinnungsverfahren für den „Monatsbericht für Betriebe 

des Verarbeitenden Gewerbes sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden“ 

verifizieren. Im Abschlussbericht werden über mathematische Abwägungen hinaus auch weitere 

Vor- und Nachteile der beiden Methoden diskutiert. Diese sind insbesondere der Systemgedanke 

im Verarbeitenden Gewerbe und die Belastung kleiner Einheiten, die derzeit unterhalb der Ab-

schneidegrenze liegen.  

Zurzeit wird das Auswertungskonzept entwickelt, das sich mit der Analyse der gewonnenen Da-

ten befasst. Hierbei steht eine Auswertungsdatenbank im Mittelpunkt, die mehr Flexibilität bei 

der Auswertung und eine bessere Vergleichbarkeit der Ergebnisse ermöglichen soll.  

Das Projekt „Reform der Unternehmensstatistik“ liegt im Zeitplan und wird voraussichtlich 2011 

abgeschlossen.  
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9  Machbarkeitsstudie bzgl. einer Personenbefragung zur betrieblichen Altersvorsorge 

Herr Müller, Leiter der Abteilung VIII „Gesundheit, Soziales, Private Haushalte“, stellt die Sit-

zungsunterlage vor. Darüber hinaus berichtet er über das letzte Treffen der Beiratsarbeitsgruppe 

am 1. Juni und das dort beschlossene weitere Vorgehen.  

Da sich herausgestellt hat, dass Privatpersonen in der Regel nur eingeschränkt über ihre betrieb-

liche Altersvorsorge informiert sind, wird ein zweistufiger Ansatz verfolgt. Hierbei sollen die Ar-

beitnehmer zunächst ihre soziodemographischen Daten in einem Fragebogen erfassen und ih-

rem Arbeitgeber überreichen, damit dieser Informationen zur betrieblichen Altersvorsorge ergän-

zen kann. Anschließend wird der Fragebogen über den Arbeitnehmer zurück an die amtliche Sta-

tistik versandt.  

Im nächsten Schritt wird der Fragebogen entwickelt und einem qualitativen Pretest unterzogen. 

Anschließend soll untersucht werden, inwieweit die gewonnenen Ergebnisse mit der Arbeitskos-

tenerhebung verknüpft werden können. Der Abschluss dieser Machbarkeitsstudie wird voraus-

sichtlich im März 2011 erfolgen. Über das Ergebnis des  Abschlussberichts  wird in der nächsten 

Beiratstagung berichtet werden. Dann soll auch über ein Durchführungsmandat und die Finanzie-

rung gesprochen werden.  

 

 

10   Regionale Preisindizes  

Die Sitzungsunterlage wird von Frau Beuerlein, Leiterin der Gruppe VA „Preise“, kurz vorgestellt. 

Zusätzlich berichtet sie über eine hochrangige Arbeitsgruppe, die mittlerweile vom RatSWD ein-

gerichtet wurde und sich mit diesem Thema befasst. Die Finanzierung einer notwendigen Mach-

barkeitsstudie bleibt aber weiter ungewiss.  

In der Diskussion wird herausgearbeitet, dass regionale Preisindizes beispielsweise Zentralban-

ken die Überwachung der Immobilien- und Mietpreise ermöglichen. Außerdem sind Informatio-

nen über das genaue Ausmaß von Preisniveaudifferenzen wichtig für die Interpretation der Daten 

zum Armutsrisiko und der Einkommensverteilung. Dr. Reeh merkt an, dass die Regionalförderung 

der EU-Strukturfonds zukünftig verstärkt über regional bereinigtes BIP pro Kopf in Kaufkraftstan-

dards erfolgen könnte. Außerdem ermögliche der Vergleich regionalisierter Preise in Europa eine 

Marktbeobachtung für den einheitlichen Wirtschafts- und Währungsraum.  

Herr Hohmann schlägt vor, eine Finanzierung über Mittel der Wissenschaftsförderung zu versu-

chen.  
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11   Reorganisation des Statistischen Bundesamtes  

Präsident Egeler erläutert die Ziele und Rahmenbedingungen der Reorganisation des Statisti-

schen Bundesamtes.  

Ziele sind: 

− Die Leitungsspannen müssen aufgrund sinkender Beschäftigtenzahlen nach den Vorgaben 

der Bundesregierung angepasst werden.  

− Das Aufgaben- und Verantwortungsspektrum der Führungsfunktionen muss amtsweit angegli-

chen werden.  

− Mit der Schaffung eines zukunftsfähigen Arbeitsmodells soll die Organisationsstruktur an die 

fachlichen, arbeitsorganisatorischen und methodischen Entwicklungen der vergangenen Jahre 

angepasst werden. 

 

Rahmenbedingungen sind: 

− Die Umorganisation verändert nicht das Aufgabenprogramm des Statistischen Bundesamtes. 

− Die bisherigen Standorte Wiesbaden, Bonn und Berlin bleiben in ihrer Größe und Struktur 

bestehen. 

− Mit der Reorganisation ist grundsätzlich kein Personalwechsel zwischen den Standorten ver-

bunden. 

− Die Zweigstelle Bonn wird weiterhin von einer Zweigstellenleitung und zwei Abteilungsleitun-

gen mit Dienstsitz in Bonn geführt. 

− Die dreigliedrige Führungs- bzw. Leitungsstruktur, bestehend aus Abteilungs-, Gruppen- und 

Referatsleitungen, bleibt erhalten.  

− Die Vorgaben des Bundesministeriums des Innern zu Mindestleitungsspannen für Gruppen- 

und Referatsleitungen sind einzuhalten.  

Anschließend stellt Herr Chlumsky, Leiter der Abteilung Z „Verwaltung, Standardkosten-Modell“, 

die neue Organisationsstruktur detailliert vor. Zu den wesentlichen Änderungen der Organisati-

onsstruktur gehören die Reduktion der Zahl der Abteilungen von neun auf acht und der Zahl der 

Gruppen von 39 auf 24. 

Herr Prof. Dr. Seifert, Vertreter der Umweltverbände und ehemaliges Mitglied Beirates „Umwelt-

ökonomische Gesamtrechnung“, kritisiert die organisatorische Trennung von UGR und VGR, die 

seiner Meinung nach sachlich nicht ausreichend begründet ist. Herr Dr. Reeh (Eurostat) regt an, 
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die Beziehung zum Europäischen Statistischen System (ESS) als herausgehobene Partner auch 

im Organisationsplan hervorzuheben und die europäische Koordinierung nicht unter internatio-

nale Beziehungen/Kooperationen zu subsumieren.  

 

 

Mit dem Dank an die Beiratsmitglieder und Gäste für ihre Teilnahme und die Beteiligung an der 

Diskussion schließt Präsident Egeler die 57. Tagung des Statistischen Beirats. 

 

 

Berichterstatter Vorsitzender 

gez.  gez. 

Carsten Schumann Roderich Egeler    
 



Anlage 1: TOP 3 „Zeitbudgeterhebung“











Anlage 2: TOP 7 „Vorbereitung des registergestützten Zensus 2011“ 

Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg                                                                                                 14.06.2010 
 
 
Sachstand der landesrechtlichen Regelungen zum Zensus 2011 
 
 
 
Bei der Sitzung der Projektleitung Zensus am 13.4.2010 hatte sich Baden-Württemberg 
bereiterklärt, für die kommende Lenkungskonferenz Zensus eine Übersicht über den 
Verfahrensstand der Landesausführungsgesetze zu erstellen. Nach einer ersten Abfrage am 
29. April 2010 hat Baden-Württemberg den Sachstand nach einer zweiten Abfrage Anfang 
Juni 2010 aktualisiert.  
 
Baden-Württemberg: Kabinettsentwurf vom 18. Mai 2010, schriftliche Stellungnahmen sind 
bis zum 10. Juni 2010 erfolgt. Entsprechende Überarbeitung erfolgt momentan.  
Bayern: In Bayern wird es kein eigenständiges Landesgesetz zum Zensus 2011 geben. Die 
erforderlichen Regelungen werden durch einen Änderungsantrag des bayerischen 
Statistikgesetzes verankert. Der bayerische Gesetzesentwurf wurde vom StMI am 11. Mai 
2010 in den Landtag eingebracht. In den nächsten Wochen werden sich der Ausschuss für 
kommunale Fragen und innere Sicherheit sowie der Ausschuss für Verfassung, Recht, 
Parlamentsfragen und Verbraucherschutz damit befassen, bevor er im Plenum behandelt 
wird. Geplant ist der Abschluss des Verfahrens vor der Sommerpause am 15. Juli 2010. 
Berlin: Vom Senat zur Kenntnis genommener und dem Rat der Bürgermeister zugeleiteter 
Entwurf; Stand: 14.04.2010. 
Brandenburg: Entwurf  in Ressortabstimmung, Stand: 26.04.2010. 
Bremen: Regierungsentwurf, LT-Drs. 17/1278 vom 27.4.2010 für die Sitzungen der 1. 
Lesung vom 18. bis 20. Mai 2010; verwiesen an Ausschuss; weitere Behandlung 
voraussichtlich nach der Sommerpause.  
Hamburg: Landesgesetz verabschiedet. 
Hessen: Voraussichtlich abschließende Behandlung und Verabschiedung am 24. Juni 2010 
in 3. Lesung im Hessischen Landtag.  
Mecklenburg-Vorpommern: Landesgesetz verabschiedet, im Gesetz- und 
Verordnungsblatt Mecklenburg-Vorpommern Nr. 9 am 28. Mai 2010 verkündet.  
Niedersachsen: Einbringung in den Landtag noch vor der Sommerpause und geplante 
Verweisung an die Ausschüsse. Verabschiedung im Landtag nach der Sommerpause.  

1/2 



2/2 

Nordrhein-Westfalen: Verbändeanhörung: schriftlich bis zum 7. Juni 2010, mündliche 
Anhörung am 11. Juni 2010; danach Ressortbeteiligung, Kabinettsbeschluss und 
Einbringung. 
Rheinland-Pfalz: Referentenentwurf, Stand: 4.6.2010, rechtsförmliche Prüfung 
abgeschlossen, wird voraussichtlich im Juni 2010 in den Landtag eingebracht.  
Schleswig-Holstein: Gesetz wurde auf den Weg gebracht, die kommunalen 
Spitzenverbände wurden bereits sehr früh eingebunden. Eine baldige Verabschiedung wird 
erwartet.  
Saarland: Ohne Änderungswünsche durch alle Gremien, wird voraussichtlich im Juni 2010 
verabschiedet.   
Sachsen: Regierungsentwurf DRS 5/2570 am 11. Mai 2010 dem Landtag zugeleitet. Erste 
Beratung im Innenausschuss am 3. Juni 2010. 
Sachsen-Anhalt: Gesetzentwurf der Landesregierung Drs. 5/2400, Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Inneres Drs. 5/2624, Zweite Beratung im Landtag und voraussichtlich 
Verabschiedung des Gesetzes am 17./18. Juni 2010. 
Thüringen:  Regierungsentwurf, LT-Drs. 5/626, 16.03.2010, Erneute Beratung im 
Innenausschuss am 11.06.2010.  



Anlage 3: TOP 7 „Vorbereitung des registergestützten Zensus 2011“

Statistischer Beirat 
Pressemitteilung vom 15. Juni 2010 

Zensus 2011:  
innovativ und kostengünstig 

  

 

WIESBADEN – Der Statistische Beirat – das Gremium der Nutzer, Befragten und Produzenten der 

Bundesstatistik – unterstützt die statistischen Ämter in der Anwendung der neuen Zensus-Methode: 

Der „Zensus 2011“ belastet die Bevölkerung deutlich weniger als eine traditionelle Volkszählung, 

denn er stützt sich im Wesentlichen auf Daten der Melderegister und Register der Bundesagentur für 

Arbeit sowie der öffentlichen Arbeitgeber. Befragt werden müssen zusätzlich lediglich etwa 10 % der 

Bevölkerung, um eventuell vorhandene Registerungenauigkeiten bei der Ermittlung der amtlichen 

Einwohnerzahlen statistisch zu berücksichtigen und um weitere Angaben über die Erwerbstätigkeit, 

den Bildungsstand, den Migrationshintergrund und die Religionszugehörigkeit zu erfragen. Hinzu 

kommt noch eine schriftliche Befragung bei den etwa 17,5 Millionen Eigentümern von Wohnraum, da 

es hierzu in Deutschland keine Registerinformationen gibt. Der Beirat stellt fest, dass die neue Zen-

sus-Methode erheblich kostengünstiger ist als eine traditionelle Volkszählung. 

 

Die Zensusdaten unterliegen dem Statistikgeheimnis und werden nur für statistische Zwecke heran-

gezogen. Die staatliche Verwaltung wird auf die einzelnen Zensusdaten keinerlei Zugriff haben. Der 

Statistische Beirat unterstreicht, dass die Zensusdaten in den statistischen Ämtern von Bund und 

Ländern, wie sonstige sensible Datenbestände auch, vor unberechtigtem Zugriff geschützt sind. 
 

Verlässliche Einwohnerzahlen sind von entscheidender Bedeutung für sachgerechte und in der Zu-

kunft tragfähige politische Entscheidungen, von der Stabilisierung der sozialen Sicherungssysteme 

bis hin zu konkreten Planungen in den Kommunen – von Kindergärten bis zu Pflegeeinrichtungen. 

Außerdem haben sie großen Einfluss sowohl auf die Zahlungsströme innerhalb der Europäischen 

Union als auch auf den Finanzausgleich zwischen den Bundesländern und zwischen den Kommunen 

in Deutschland. Prof. Dr. Gert G. Wagner, Vorsitzender der Zensuskommission und Mitglied des Sta-

tistischen Beirates, betonte, dass verlässliche Einwohnerzahlen als Basis für die Arbeit der empiri-

schen Sozial- und Wirtschaftswissenschaften unverzichtbar sind. 
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Über die neue Zensusmethode informieren die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder auf 

ihrer gemeinsamen Internetseite www.zensus2011.de 

 

Weitere Auskünfte gibt: Wolfgang Riege-Wcislo 
Telefon: (0611) 75-4788, 
E-Mail: zensus2011@destatis.de 

 

 

 

Der Statistische Beirat 

 
Der Statistische Beirat ist das nach § 4 Bundesstatistikgesetz geschaffene Beratungsgremium des 

Statistischen Bundesamtes. Die Nutzer der Bundesstatistik sind in diesem Beirat vertreten durch die 

Bundesministerien sowie durch Wirtschaftsverbänden, Tarifparteien, Wissenschaft und Kommunen: 

BDEW, BDA, BGA, BDI, BfB, Deutscher Bauernverband, Deutscher Städtetag, Deutscher Städte- und 

Gemeindebund, Deutscher Landkreistag, DGB, DIHK, DIW Berlin, Hochschulen, GDV, HDE/BAG, Rat 

für Sozial- und Wirtschaftsdaten, RWI Essen, Umweltverbände, ver.di, Verband der Landwirtschafts-

kammern, ZDH. Die Produzentenseite ist durch die Statistischen Ämter der Länder vertreten. 
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